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Exzellenz,

bitte erlauben Sie mir, dass ich mich aus Sorge um die Eheleute Kan 
Xiaoyong (66 Jahre alt) und Wang Fengying (64 Jahre alt) aus Dali-
an (Provinz Liaoning) an Sie wende. Der christliche Gemeindeleiter 
und seine Frau wurden am 20. Oktober 2021 bei einer Razzia in ihrer 
Wohnung festgenommen. Sie haben zuvor von ihrem Recht auf freie 
Religionsausübung Gebrauch gemacht, indem sie für ihren christli-
chen Glauben geworben haben. Am 12. Januar 2024 wurden schließ-
lich hohe Haftstrafen gegen sie verhängt: Der Pastor wurde zu 14 Jah-
ren Gefängnis verurteilt und seine Frau zu vier Jahren. 

Die Volksrepublik China hat am 5. Oktober 1996 den Internationa-
len Pakt über bürgerliche und politische Rechte unterzeichnet, der 
in Artikel 18 das Recht auf Religionsfreiheit beinhaltet. Die Festnah-
me der Christen stellt einen schwerwiegenden Verstoß gegen dieses 
Menschenrecht dar, das auch in Artikel 36 der Verfassung Ihres Lan-
des zugesichert wird. Ich möchte Sie hiermit an Ihre Vertragstreue 
appellieren und bitte Sie daher, sich für die umgehende Freilassung 
des Ehepaares einzusetzen. 

Hochachtungsvoll

Alleinstehende Mutter unter falschem Verdacht 
wieder mit ihren Kindern vereint

Religionsfreiheit  
          im F   kus Dezember 2024

PAKISTAN

Musterbriefe in deutscher und englischer Fassung können Sie herunterladen:  
https://www.religionsfreiheit-igfm.info

Als „Gefangene des Monats 
Dezember“ haben die Inter-
nationale Gesellschaft für 
Menschenrechte (IGFM) 
und die Evangelische Nach-
richtenagentur IDEA den 
Christen Kan Xiaoyong und 
seine Frau Wang Fengy-
ing aus China benannt. Der 
66-jährige Pastor und seine 
64-jährige Ehefrau befin-
den sich seit dem 20. Okto-
ber 2021 in Haft, nachdem 
sie bei einer Razzia in ih-
rem Haus in der nordost-
chinesischen Hafenstadt 
Dalian festgenommen wur-
den. Im Jahr 2018 gründeten 
der ehemalige Geschäfts-
mann und die frühere Leh-
rerin und Balletttänzerin 
eine Hauskirchen-Gemein-
de und widmeten sich seit-
her der Evangelisation. Die 
Behörden unter der kom-
munistischen Führung wer-
fen ihnen die „Gründung 
und Nutzung von Sektenor-
ganisationen“ vor, wodurch 
sie die Durchsetzung von 
Gesetzen sabotiert hätten. 
Außerdem hätten sie sich 

CHINA

illegaler Geschäfte schuldig 
gemacht. Zwischen Mai und 
Oktober 2023 standen die 
Eheleute vor Gericht. Wäh-
rend des Prozesses berich-
teten sie dem Gericht über 
Folter, die sie zu erleiden hat-
ten. Am 12. Januar 2024 wur-
de das Urteil verkündet: Der 
Pastor wurde zu 14 Jahren 
Gefängnis verurteilt und sei-
ne Frau zu vier Jahren hinter 
Gittern. Auf diese Weise kri-
minalisiert das kommunisti-
sche China diejenigen Chris-
ten, die sich weigern, sich 
staatlich kontrollierten Or-
ganisationen anzuschließen. 
IGFM und IDEA bitten um 
Appelle an den chinesischen 
Staatspräsidenten Xi Jinping, 
sich für die umgehende Frei-
lassung des Ehepaars einzu-
setzen.

Hauskirchen-Gebet in 
Peking-Shunyi
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Gute Nachrichten haben die IGFM aus Pa-
kistan im Justizfall der christlichen Schwes-
tern Saima Farhad Gill und Sonia Bibi er-
reicht: Inzwischen sind beide Frauen aus 
einem Dorf nahe der punjabischen Stadt Goj-
ra auf freiem Fuß. Das Verfahren gegen So-
nia wurde sogar eingestellt, weil das zustän-
dige Gericht keine Anhaltspunkte für eine 
Beteiligung an der fraglichen Koranschän-

dung erkennen konnte. Saima, Witwe und 
Mutter von zwei Kindern, muss sich noch 
dem Prozess stellen. Ihr Nachbar Muham-
mad Haider will angeblich in einem Sack vor 
seinem Haus Papiermüll der Frauen mit Sei-
ten gefunden haben, die aus einem Koran 
gerissen worden seien. Die Schändung des 
Buchs, das den Muslimen als heilig gilt, wird 
in Pakistan mit lebenslanger Haft geahndet. 

Schon seit geraumer Zeit waren die Bezie-
hungen zwischen den beiden christlichen 
und muslimischen Nachbarsfamilien ange-
spannt. Nach dem glücklichen Ausgang vor 
Gericht, der von pakistanischen Christen als 
ein ermutigender Erfolg begrüßt wird, er-
hielt Sonia Drohungen von islamistischen 
Fanatikern; sie musste mit ihrem Ehemann 
und drei Kindern untertauchen.

Hauskirchen-Pastor und seine Frau 
wegen Mission hinter Gittern
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muslimischen Gemeinschaft der Ah-
madis zu gewährleisten. Die Anti-
Ahmadiyya-Bestimmungen des pa-
kistanischen Strafgesetzbuchs in den 
Paragraphen 298-B und 298-C legi-
timieren weiterhin diese Gräuelta-
ten und verspotten die Idee von der 
Gleichberechtigung. 

Am 30. September 2024 durchsuch-
te die Polizei in der Stadt Baghbanpura 
(Distrikt Lahore) eine Ahmadiyya-Mo-
schee, verhaftete den Ahmadi-Missio-
nar Amir Irshad Sahib, seine Familie 
und andere Gemeindeführer aufgrund 
der Anschuldigung angeblicher „Fäl-
schung religiöser Texte“. Die betroffe-
nen Personen werden weiterhin fest-
gehalten, und die Moschee wurde 
ebenfalls abgeriegelt, was die Gläubi-

gen an ihrem Recht hindert, gemäß ihrer 
Überzeugung ihre Religion frei auszuüben.

Internationale Organisationen und Re-
gierungen sollten die anhaltenden und sys-
tematischen Menschenrechtsverletzungen 
verurteilen, die in Pakistan an den Ahma-
dis begangen werden. Die internationale 
Gemeinschaft muss eine klare Haltung ge-
gen die komplizenhafte Rolle der pakista-
nischen Regierung bei der Unterstützung 
des religiösen Extremismus einnehmen 
und Druck ausüben, damit die Ahmadis 
gesetzlich gleichgestellt und die Diskrimi-
nierung sowie Verfolgung beendet werden.

Die Autorin ist wissenschaftliche Mitar-
beiterin der Ahmadiyya Muslim Juristen-
vereinigung (AMJV).

Ahmadi-feindlichen Extremisten zusam-
men, um alle bis auf einen von 48 Grab-
steinen zu demolieren. Als zwei Ahma-
di-Männer versuchten, dieses Verbrechen 
zu dokumentieren, wurden sie verhaftet 
und ihre Aufnahmen gelöscht. Trotz die-
ser Maßnahmen gab es keine rechtlichen 
Konsequenzen für die Täter und weiterhin 
steht die Ahmadiyya Muslim Jamaat unter 
enormen Druck der Polizei.

Die Untätigkeit und Beteiligung der lo-
kalen Behörden an solchen Vorfällen ver-
letzt die verfassungsmäßigen Rechte der 
Ahmadi-Muslime und untergräbt die 
Prinzipien der Gerechtigkeit. Die Regie-
rung muss unverzüglich Maßnahmen er-
greifen, um den Schutz des Lebens, des 
Eigentums und der Menschenwürde der 

Geschändete Gräber von Ahmadis in Pakistan
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Von Saba Rana

Seit Sommer 2024 hat Pakistan eine 
alarmierende Zunahme religiös mo-
tivierter Angriffe auf die Ahmadiyya-
Gemeinde erlebt. Diese systematische 
Verfolgung und Diskriminierung die-
ser religiösen Minderheit innerhalb 
des Islam erfordert unsere unmittel-
bare Aufmerksamkeit und Aktion. 
Am 22. September 2024 versammel-
ten sich mehr als 300 Aktivisten der 
dschihadistischen Tehreek-e-Labbaik 
vor einer Ahmadiyya-Moschee in La-
hore und forderten deren Schließung. 
Die Polizei untersagte den Ahma-
dis ihre Gebete und gaben somit den 
Forderungen extremistischer Kleriker 
nach. Bereits einige Tage zuvor war das 
Ahmadi-Gebetszentrum in Lahores Vier-
tel Sham Nagar auf Druck von Extremis-
ten durch die Polizei geschlossen worden.

Auch vor Grabschändungen schrecken 
die Sicherheitskräfte nicht zurück: In der 
Stadt Vehari (Provinz Punjab) wurden am 
25. September 2024 Ahmadis auf polizeili-
che Anweisung hin 13 Grabsteine von Ah-
madis geschwärzt und islamische Inschrif-
ten entfernt, um angeblich den „Frieden zu 
wahren“. Diese offensichtlichen Verletzun-
gen der Rechte von Ahmadis geschehen 
systematisch und pakistanische Behörden 
beteiligen sich aktiv daran. Am 29. Septem-
ber 2024 ereignete sich in der punjabischen 
Stadt Sialkot eine erschütternde Szene der 
Entweihung auf einem Ahmadi-Friedhof. 
Pakistanische Polizeibeamte arbeiteten mit 

Wegen ihrer Diskriminierung und Verfol-
gung religiöser Minderheiten, unter an-
derem der Bahai, ist die Islamische Re-
publik Iran in jüngster Zeit mehrfach von 
den Vereinten Nationen deutlich kritisiert 
worden. Eine Gruppe von 18 UN-Sonder-
berichterstattern und weiteren Experten 
rügte Ende Oktober öffentlich den Iran 
insbesondere für die jüngste Zunahme von 
Angriffen gegen Bahai-Frauen.

„Wir sind zutiefst besorgt über die offen-
bar landesweit zunehmende systematische 
Verfolgung iranischer Frauen, die der re-
ligiösen Minderheit der Bahai angehören“, 

Ahmadiyya-Gemeinde in Pakistan zunehmend  
verfolgt und diskriminiert

Verfolgung von Bahai-Frauen international in der Kritik
schrieben die UN-Experten in ihrer Erklä-
rung. „Dazu gehören Verhaftungen, Vorla-
dungen zu Verhören, Verschwindenlassen, 
Hausdurchsuchungen, Beschlagnahme ih-
res persönlichen Eigentums, Einschrän-
kungen ihrer Bewegungsfreiheit sowie 
längere, aufeinanderfolgende Freiheitsbe-
raubungen.“ Zwei Drittel der wegen ihres 
Glaubens in Haft sitzenden Anhänger der 
Bahai-Religion sind Frauen.

Anfang November kritisierte sodann 
die seit August amtierende UN- Sonder-
berichterstatterin für die Menschenrechts-
lage im Iran, Professor Mai Sato, dass „eth-

nische und religiöse Minderheiten im Iran 
systematischer Diskriminierung“ ausge-
setzt seien. 

Im Dritten Ausschuss der UN-Gene-
ralversammlung prangerte die japanische 
Wissenschaftlerin „willkürliche Inhaftie-
rung, ungerechte Gerichtsverfahren und 
unverhältnismäßige Anwendung der To-
desstrafe“ unter der Mullah-Herrschaft an. 
Sie benannte zudem ausdrücklich die Ver-
weigerung rechtzeitiger und angemessener 
medizinischer Versorgung für inhaftierte 
Menschenrechtsverteidiger und Frauen-
rechtsaktivisten. 


